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Vorwort

Die Organisation der Bundeswehr hat seit der sog. Wiederbewaffnung in
den 1950er Jahren immer wieder für Diskussionen gesorgt. Hierbei spielten
nicht zuletzt die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen für das Zu‐
sammenspiel von Streitkräften und ziviler Bundeswehrverwaltung, wie es
insbesondere in Art. 87a und 87b GG festgelegt ist, eine wichtige Rolle. Aus
Art. 87b Abs. 1 S. 1 GG folgt, dass die zivile Bundeswehrverwaltung von den
Streitkräften zu trennen ist. Der Verfassungstext spricht hier eine eindeutige
Sprache.

Gleichwohl lassen sich seit vielen Jahren Entwicklungen beobachten,
die dazu führen, dass die verfassungsrechtlich vorgegebene Trennung von
Streitkräften und ziviler Bundeswehrverwaltung immer stärker ausgehöhlt
wird, und die inzwischen einen Umfang erreicht haben, der verfassungs‐
rechtlich nur noch schwer zu rechtfertigen ist. Solange aber das Grund‐
gesetz nicht geändert wird, bleiben die Organisationsentscheidungen im
Bereich der Bundeswehr an das Trennungsgebot gebunden. Es ist zwar un‐
verkennbar, dass gerade in den letzten Monaten noch einmal entscheidende
Impulse für die Thematik dieser Untersuchung zu verzeichnen waren. Aus
der Perspektive des Verfassungsrechts de lege lata kann es aber auch in der
„Zeitenwende“ aufgrund des Trennungsgebots keine „tatsächlichen oder
organisationsrechtlichen Verschleifungen“ der Streitkräfte mit der zivilen
Bundeswehrverwaltung geben, selbst wenn man einen solchen Schritt aus
pragmatischen Gründen gehen wollte.

Die Untersuchung geht auf ein Rechtsgutachten zurück, das der Verfas‐
ser im Auftrag des Verbandes der Beamten und Beschäftigten der Bundes‐
wehr (VBB) im Mai 2022 vorgelegt hat, und welches im Januar 2023
im Rahmen einer Veranstaltung des VBB in Mannheim vorgestellt und
diskutiert wurde. Es basiert teilweise auf Material, das vom VBB vorgelegt
wurde. Das Gutachten wurde an die neuen Entwicklungen, wie z.B. der
Einrichtung des Planungs- und Führungsstabes, angepasst.

Die Untersuchung verwendet durchgängig die Formulierung „Beamtin‐
nen und Beamte“ bzw. „Soldatinnen und Soldaten“ bzw. „Tarifbeschäftigte“.
Soweit der Wortlaut des Grundgesetzes zitiert wird, ist das Zitat nicht
an diesen Sprachgebrauch angepasst worden. Das gilt auch für Zitate aus
Urteilen.
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Für wichtige Hinweise danke ich Imke von Bornstaedt-Küpper, Bonn,
Sebastian Graf Kielmansegg, Kiel, Philipp-Sebastian Metzger, Mannheim
und Dieter Weingärtner, Berlin.

 

Lüneburg/Hamburg im Juli 2023 Jörg Philipp Terhechte

Vorwort
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